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Vorwort 

Das Umweltrecht hat sich in den letzten Jahren zu einer eigenständigen 
und hochkomplexen Rechtsmaterie entwickelt. Die Vielzahl der sich ergän-
zenden Gesetze führen allerdings häufig zu Überschneidungen der einzelnen 
Regelungsbereiche. Das zeigt sich besonders deutlich bei Abgrabungen, für 
die je nach den Umständen des Einzelfalles eine Reihe von parallelen Geneh-
migungen eingeholt werden müssen. Sowohl für den Antragsteller als auch 
für die zuständigen Behörden ist dies mit Unsicherheiten bei der Bestimmung 
und Auslegung der jeweils anzuwendenden Normen verbunden. 

Die vorliegende Abhandlung lag der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Bonn als Dissertation vor. Rechtsprechung und Lite-
ratur konnten bis März 1994 eingearbeitet und die Arbeit so noch ergänzt 
und aktualisiert werden. 

Meinen aufrichtigen Dank möchte ich Herrn Prof. Dr. Salzwedel ausspre-
chen, der diese Arbeit angeregt und betreut hat. Er hat mich mit Rat und Tat 
unterstützt und freundlich begleitet. Aus der Teilnahme an seinen Seminaren 
und den Veranstaltungen des Instituts für Wasserrecht habe ich vielfältige 
Anregungen gewonnen. Herrn Prof. Dr. Löwer danke ich für die Übernahme 
und schnelle Erstellung des Zweitgutachtens. 

Für die Bearbeitung des Themas waren die vielen Gespräche wichtig, die 
ich während meiner Tätigkeit in den Umweltreferaten der Bezirksregierungen 
Rheinhessen-Pfalz und Koblenz geführt habe. Den Kolleginnen und Kollegen 
dieser Referate, die trotz der vielen und schwierigen Arbeit ihre Motivation 
nie verloren haben, gilt mein herzlicher Dank. Ich danke Frau Irmgard Jon-
cic für die Herstellung der Druckvorlage. 

Besonderer Dank gebührt meiner Ehefrau Petra, die mir stets geduldig und 
aufmunternd zur Seite gestanden hat. Meinen Eltern und Schwiegereltern 
Edith und Kurt Woller möchte ich dafür danken, daß sie die Arbeit mit 
beeindruckendem Einsatz und großer Geduld mehrmals Korrektur gelesen 
haben. Ich widme diese Arbeit meiner Ehefrau und meinen Eltern, die mei-
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nen bisherigen Lebensweg mit der bestmöglichen Unterstützung und mensch-
lichen Zuwendung begleitet haben. 

Mainz, im März 1994 Rudolf H. Büllesbach 
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Einleitung 

A. Einführung 

Abgrabungen sind für längere Zeit bestimmte, künstliche Veränderungen 
der natürlich gegebenen oder vorgefundenen Erdoberfläche durch Senkung 
des Bodenniveaus1• Sie sind verbunden mit sehr unterschiedlichen Interessen: 

1. Wirtschaftliche Interessen stehen im Vordergrund bei der Gewinnung 
von Bodenschätzen. 

2. Private Interessen fmden sich bei der Errichtung von Fischteichen, Wei-
hern und Tümpeln. 

3. Öffentliche Interessen werden mit der Herstellung von Feuchtbiotopen 
verfolgt. 

Eine Vielzahl von Bodenschätzen2 werden im übertägigen Abbau oberflä-
chennaher Lagerstätten gewonnen, der in der Regel mit einem großen Flä-
chenverbrauch gekoppelt ist, sich über einen relativ langen Zeitraum 
erstreckt (5-50 Jahre) und zu erheblichen Veränderungen des optischen 
Erscheinungsbildes der Landschaft führt. Für die Bundesrepublik wird der 
jährliche Bedarf an Abbaufläche auf 5000-5500 Hektar geschätzt3• Setzt man 
diesen Bedarf in Beziehung zur Bevölkerung, werden 10 qm/Person ständig 
für den Abbau oberflächennaher Lagerstätten benötigt. Zu den wichtigsten 
raumrelevanten Abgrabungen gehören der Kies-, Ton- und Sandabbau, der 
Braunkohlenabbau sowie die Kalk- und Sandsteinbrüche4• 

1 So Zinkahn, in: Ernst!Zinkahn/Bielenberg, BauGB, § 29 Rdn. 33; Löhr, in: Bat-
tis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 9 Rdn. 61; Simon, BayBO, Art. 2 Rdn. 113; zu 
eng Schneider, DÖV 1988, 858, der Abgrabungen ausschließlich mit der Gewinnung 
von grundeigenen Bodenschätzen verbindet. 

2 Ausführlich zur Auslegung dieses Begriffes vgl. BVerwG, NVwZ-RR 1991, 13 
(14 f.). 

3 Lübbe, Baggerseen, S. 24. Insgesamt werden täglich ca. 120 Hektar Fläche für 
Siedlungsmaßnahmen, den Verkehrswegebau oder ähnliche Maßnahmen verbraucht; 
vgl. Schink, NWVBI. 1991, 74 m.w.N. 

4 Zu den Perspektiven der Rohstoffgewinnung vgl. Kühne/Gaentzsch, Wandel 
und Beharren im Bergrecht, S. 7 ff. 
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Der Abbau dieser Bodenschätze erfolgte mit Ausnahme des Braunkohlenta-
gebaus lange Zeit ungeordnet und ohne wirkliche Kontrolle5• Anfang der 
70er Jahre kam man im Zeichen einer steigenden Sensibilisierung für die 
ökologischen Folgen von Abgrabungen zu der Erkenntnis, daß eine unge-
hemmte Ausbeute nicht länger tolerierbar sei, da der weitaus größte Teil der 
abgegrabenen Flächen als ausgedehnte, offene Gewässer verbleibt und 
dadurch einen nachhaltigen Eingriff in den Naturhaushalt und in das Gefüge 
der Landschaft darstellt. 

Zwischen der Rohstoffgewinnung und der öffentlichen Wassergewinnung 
besteht eine naturgegebene Interessenkollision, da· die abbauwürdigen Roh-
stoffe - insbesondere Kies und Sand - zugleich auch die besten Grundwas-
serleiter sind6• Durch Abgrabungen können die Grundwasservorkommen 
sowohl qualitativ als auch quantitativ beeinträchtigt werden, weil durch die 
Freilegung des Grundwassers in Baggerseen die Verschmutzungsgefahr 
zunimmt, die Wassersituation im Freilegungsbereich und in der näheren 
Umgebung verändert und die Verdunstung7 erhöht werden. Hinzu kommt, 
daß im Braunkohlenrevier das Grundwasser durch Abpumpen gesenkt und 
abgeleitet werden muß, um trockene Gewinnungsorte zu schaffen8• Diese mit 
Abgrabungen verbundene Rohstoffgewinnung berührt daher zwangsläufig die 
Belange der Trinkwasserversorgung. Kollisionen treten auch auf mit anderen 
öffentlichen Belangen, insbesondere mit der Landesplanung und Raumord-
nung, dem Naturschutz und der Landespflege, der Bauleitplanung, der Forst-
wirtschaft und nicht zuletzt mit der Wasserwirtschaft. Nicht zu vergessen 
sind schließlich die wirtschaftlichen Interessen des Abgrabungsunternehmers9 

5 Vgl. Uechtritz, VBIBW 1984, 6; Czychowski, DVBI. 1976, 132; Brohm, NJW 
1980, 857; Balzer, BWVPr. 1979, 268. 

6 Hierauf wird auch ausdrücklich hingewiesen von BVerfGE 58, 300 (344) = 
NJW 1982, 745 (751) im Naßauskiesungsbeschluß. 

7 Eine offene Wasserfläche ist gegenüber dem durch Deckschichten geschützten 
Grundwasser einer um etwa 65 % höheren Verdunstung ausgesetzt; vgl. dazu Czy-
chowski, DVBI. 1976, 132. Zur Frage, welche technischen Maßnahmen durchge-
fiihrt können, um die Verdunstung freier Wasserflächen herabzusetzen, vgl. Lüttig, 
Kommentar zur Frage des Baggersee-Verdunstens, S. 46 m.w.N .. Nach BVerfGE 
58, 300 (344) stellt das Zuschütten der Baggerseen kein geeignetes Mittel dar, der 
Gefahr zu begegnen. 

8 Weitere wasserwirtschaftlich bedeutsame Maßnahmen, die mit der Rohstoffge-
winnung verbunden sind, fmden sich bei Bartsch, ZfW 1963, 141. 

9 Zur wirtschaftlichen Bedeutung des Kiesabbaus vgl. Linke, Rohstoffgewinnung 
und Umweltschutz, in: Speetzen, Rohstoffe und Umwelt, S. 21; Maute , BWVPr. 
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sowie die politischen Bestrebungen des Staates an einer Sicherung der Roh-
stoffgewinnung, der Förderung von mittelständischen Unternehmen sowie 
der Erhaltung von Arbeitsplätzen. 

Bis auf die letzten Gesichtspunkte zeigen sich ähnliche Probleme bei den 
Abgrabungen zur Errichtung von Fischteichen, Weihern und Tümpeln. Auch 
diese sind in der Regel verbunden mit der Verletzung von Boden- und Deck-
schichten sowie dem Freilegen des Grundwassers. Angesichts der immer grö-
ßer werdenden Freizeit der Menschen und dem Drang, möglichst viel Zeit in 
der Natur zu verbringen, erwarten die Wasserbehörden in den nächsten Jah-
ren eine Vielzahl von Verfahren. Alleine in der Pfalz geht man davon aus, 
daß dort bereits ca. 600 Fischteiche in landschaftlich reizvollen Gegenden 
(teilweise ungenehmigt) errichtet wurden10• Ein Ende der Entwicklung ist 
nicht in Sicht. 

Die Länder sind bestrebt, durch verschiedene Abgrabungen eine Vernet-
zung von Feuchtbiotopen zu erreichen. Dadurch soll ein "funktionsfahiges 
organisches Ganze·11 gebildet werden, das die Lebenschancen wildwachsen-
der Pflanzen und wildlebender Tiere sichern soll. 

B. Problemstellung 

Schulte hat darauf hingewiesen, es sei erstaunlich, in wie großem Umfang 
es immer wieder Abgrabungsfalle seien, die die Rechtsprechung und die Wis-
senschaft in zentralen Fragen des Rechts vorantreiben und verändern12• Das 
hat seinen Grund: In keinem Bundesland gibt es ein die Abgrabungen umfas-
send regelndes Gesetz13• Auch das Umweltrecht14, das heute als eigenständi-

1980, 79 ff.; Schwab, AgrarR 1986, 301; zur Bedeutung des Bergbaus vgl. Reiners, 
Braunkohlenbergbau, S. 1; Kühne, JuS 1988,434 m. w.N. 

10 Zur vergleichbaren Situation in Bayern vgl. Schind/er, BayVBl. 1979, 360. 
11 So der "Bericht der Landesregierung Rheinland-Pfalz betr. Vernetzung von 

Biotopen", LT-Drs. 10/1929 vom 27.11.1985. 
12 Vgl. Schulte, DVBI. 1988, 964 mit Beispielen aus der Rechtsprechung; ähnlich 

Schlichter, AgrarR 1985, 248. 
13 Berkemann, DVBI. 1989, 626 spricht in diesem Zusammenhang von einem 

"Befund defiZitärer Fachplanung". 
14 Das Umweltrecht wird nicht als bloßes Instrument zum Schutz der Umwelt vor 

Beeinträchtigungen verstanden (Umweltschutzrecht), sondern darüber hinaus als sol-
ches der Umweltpflege bzw. -sorge, der Entwicklung, Wiederherstellung und Gestal-

3 BUllesbach 
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